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Grundlagen der Verfassungsordnung

Juristische Eigenschaften der Russischen Verfassung
1.Grundgesetz des Staates
2.Vorrang der Verfassung, Abs. 1 Art. 15 RVerf
3.Basis für die Gesetzgebung
4.Besonderes Verfahren der Verfassungsänderungen und Überarbeitung der Verfassung, Art. 134-137 RVerf

Begriff der Grundlagen der Verfassungsordnung
Definition:
Art und Weise der Staatsorganisation, die in der Verfassung verankert sind.
Rechtsgrundlage:
1. Kap. RVerf.
Besondere Regeln der Änderung, Art. 135 VerfR
 Keine anderen Bestimmungen dieser Verfassung dürfen den Grundlagen der Verfassungsordnung der Rußländischen Föderation widersprechen (Abs. 2 Art.16 VerfR).

Politische Grundlagen der Verfassungsordnung Russland
1. Demokratischer Staat, Abs. 1, Art 1 RVerf (Volksmacht, Art. 3 RVerf, Gewaltenteilung, Art. 10 RVerf, Pluralismus, Art. 13 RVerf, Selbstverwaltung, Art. 12 RVerf)
2. Menschenrechte, Art. 2 RVerf 
3. Rechtsstaat , Abs. 1 Art. 1 RVerf 
4. Bundesstaat, Art. 1, 4, 5, 11 RVerf 
5. Souveränität, Art. 3 RVerf 
6. Republik, Abs. 1 Art. 1 RVerf 
7. Sozialstaat, Art. 7 RVef

Volksmacht, Art. 3 RVerf:
Multinationales Volk = Bürger d. RF:
1. Träger der Souveränität; 
2. einzige Quelle der Macht in der Rußländischen Föderation. 
Alle Entscheidungen im Bereich der öffentlichen Aufgaben brauchen Legitimation des Volkes.

Formen der Volkswillenserklärung 
direkte Demokratie 
Das Volk ist unmittelbar an Entscheidungen beteiligt. 
•Referendum (Volksabstimmung) 
•Freie Wahlen 
Repräsentative Demokratie 
Das Volk wählt die Repräsentanten (Abgeordnete), die in ihrem Auftrag Gesetze beschließen und Regierung bilden. 
durch die Organe der Staatsgewalt 
 durch die Organe der örtlichen Selbstverwaltung 

Volksabstimmung - Form der direkte Willenserklärung der Bürger RF auf höchst wichtige Fragen der staatlichen oder kommunalen Bedeutung mit der Ziel eine Entscheidung zu treffen, die mittel der Abstimmung der Bürger realisiert wird.
Rechtsregelung
1. BG v. 12.06.2002 № 67-FZ (in der Fassung v. ) «Über Grundgarantien der Wahlrechte und Recht auf Teilnahme am Referendum Bürger der Russischen Föderation»
2. BVerfG v. 28.06.2004 № 5-FKZ (in der Fassung v. ) «Über das Referendum Russischen Föderation

Fragen der Volksabstimmung 
Bundesvolksabstimmung  ( Fragen: Ausschließliche Bundeszuständigkeit; Gemeinsame Zuständigkeit v. Bund und Subjekten)
Volksabstimmung SRF (Fragen: - Restzuständigkeit der Subjekten, Gemeinsame Zuständigkeit v. Bund und Subjekten)
Kommunale Volksabstimmung (Kommunale Aufgaben)
Inhalt der Frage der Volksabstimmung
Rechtsmäßigkeit
1. Kein Aufheben und Schmälen der Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers
2. Kein Gesetzeswiderspruch
Bestimmtheitsgrundsatz
Die Formulierung der Frage soll ausschließen:
1. die Möglichkeit der Mehrdeutung,
2. die Unbestimmtheit der Rechtsfolgen der Entscheidung, die durch der Volksabstimmung getroffen wird.
Fragen, die nicht der Gegenstand der Volksabstimmung sein dürfen, Abs. 5 Art. 6 BVerfG 
1. Über Änderung der Rechtsstellung der Subjekte RF, S. Abs. 3 Art. 5 RVerf 
2. Über vorfristige Beendigung oder Verlängerung der Befugnisse Bundestaatsorganen, Staatsorganen der Subjekten, Kommunalorganen… 
3. Über personelle Zusammensetzung Staatsorganen, Kommunalorganen 
4. Über Wahlen der Abgeordnete oder Amtsträger, Ernennung und Abberufung … 
5. Über außerordentliche oder dringliche Gesundheits- und Sicherheitsmaßnahmen
Die Durchführung der Volksabstimmung ist ausgeschlossen:
1. Kriegszustand
2. Notstand
3. Während drei Monate nach der Aufhebung der Kriegszustand oder Notstand

Aktive Wahlrecht (Recht die Staats-und Kommunalorgane zu wählen),  Abs. 8 Art. 4 BG v. 12.06.2002 № 67-FZ
· Russische Staatsangehoerigkeit
· Mindestalter – 18 Jahre
Nicht haben:
· geschäftsunfähig
· Verbüßung der Freiheitsstrafe

Passive Wahlrecht (Recht in die Staats-und Kommunalorgane) Abs. 3, 3.1 Art. 4 BG v. 12.06.2002 № 67-FZ
Bundespräsident :
- Mindestalter - 35 Jahre
-Ununterbrochene Aufenthalt in RF während 10 Jahren
Gouverneur - 30 Jahre
Abgeordnete der Staatsduma :
Mindestalter – 21 Jahre
Abgeordnete der Gesetzgebungsorgan der Subjekte:
- Mindestalter - 21 Jahre
Abgeordnete der “Gemeinderat”
- Mindestalter - 18 Jahre
Nicht haben:
· geschäftsunfähig
· Verbüßung der Freiheitsstrafe
· ausländische Staatsangehörigkeit
· Aufenthaltsgenehmigung im Ausland
· verurteilte zur Freiheitsstrafe , die noch straffällig sind :
· Schwere und (oder) Kapitalverbrechen ,
· extremistische Straftat.

Gewaltenteilung, Art. 10 
Machdekonzentration durch Gewaltenteilung 
Gegenseitige Ausgleich 
gilt auf Bundes – und Landesniveau 
1. gesetzgebende Gewalt: Staatsduma, Föderationsrat
2. vollziehende Gewalt: Bundesregierung Bundesvollziehende Organen (Bundesministerium, Bundesamt, Bundesagentur)
3. rechtsprechende Gewalt: BVerfG, Oberstes Gericht
??? Bundespräsident 
Staatsanwaltschaft 
Rechnungshof

Politische Vielfalt, Abs. 3 Art. 13 RVerf
Gewinnung in das politische Leben der Bevölkerung
Legalisation der politischen Opposition
Förderung der Überwindung der Gleichgültigkeit des Volkes bezogen auf Staatsmacht
Steigerung der Effektivität der Volksmacht

Politische Parteien 
das Mehrparteiensystem, Abs. 3 Art. 13 BG v. 11.07.2001 № 95-FZ (in der Fassung v. 21.07.2014) «Über die politische Parteien»
Bedeutung und Aufgaben der Parteien:
1. “Mittler” zwischen Staat und Bürger
· Politische Ausbildung und Erziehung der Bürger
· Bildung der öffentlichen Meinung
·  Äußerung der Bürgermeinung über Fragen des öffentlichen Lebens, Bringung der Meinung zur Kenntnis der Allgemeinheit und der Staatsorganen
2. Notwendige Instrument für politische Willensbildung
Aufstellung der Wahlbewerber (Wahlbewerberliste) in der Wahlen:
-des Bundespräsidenten,
- der Abgeordneten der Staatsduma,
-der Abgeordneten der gesetzgebenden Organen der Subjekten,
- der Abgeordneten der Kommunalorganen
Parteibegriff – Legaldefinition
1. gesellschaftliche Vereinigung,
2. mit dem Ziel:
· Teilnahme der Bürger der RF im politischen Leben der Gesellschaft durch Bildung und Äußerung seiner politischen Wille, Teilnahme an der gesellschaftlichen und politischen Aktionen, in der Walen und Volksabstimmungen,
· Vertretung der Bürgerinteressen in der Staats- und Kommunalorganen
Voraussetzungen, denen die Partei entsprechen soll
1. Anzahl der regionalen Abteilungen der Partei – in mehr als Hälfte der Subjekten
2. Stärke der Partei : nicht weniger als 500 Mitglieder
3. Sitz – Territorium RF
4. Eintragung als politische Partei (BJM)
5. Eintragung als juristische Person (Bundessteueramt)
Verboten:
1. Extremistische politische Parteien
2. Parteien auf Grund der beruflichen, rassischen, nationalen und religiösen Zubehör
3. Politische Parteien der ausländischen Staaten
Staatsaufsicht über politische Parteien
•Akteneinsichtsrecht
•Teilnahme an der öffentlichen Maßnahmen der Partei
•Mahnung
•Anklagen um die Tätigkeit der Partei einzustellen oder die Partei aufzulösen

Kommunale Selbstverwaltung
Rechtsregelung
· Art. 12, 130-133 VerfR
· BG v. 6.10.2003 № 131-FZ (in der Fassung v. 21.07.2014) «Über allgemeinen Grundsätzen der Organisation der kommunalen Selbstverwaltung in Russland»

Rechtsstaat, Art. 1 RVerf
Gewährleistung von Freiheit und Gerechtigkeit,
Begrenzung der Machtausübung durch Recht und Gesetz
Ausprägung
-Gewaltenteilung, Art. 10 VerfR
-Unabhängigkeit der Gerichte, Art. 120 VerfR
-Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, Abs. 2 Art. 15 VerfR
-Gerichtliche Rechtsschutz, Art. 46 VerfR
-Entschädigung bei rechtswidrigen staatlichen Maßnahmen, Art. 53 VerfR
Besonderheiten RF als Bundestaat, Abs. Art. 1 RVerf
1. RF als Bundesstaat wurde nicht durch einen Vertrag zwischen Subjekten, sondern durch eine Volksabstimmung geründet.
2. RF besteht aus drei Arten der Subjekten (85):
-Staaten – Republiken (22);
-Staats-territoriale Gebilde – Regionen, Gebiete und bundesbedeutsame Städte (58);
-National-staatliche Gebilde – autonomes Gebiet, autonomer Bezirk.

Grundsätze des Bundesstaates, Art. 1, 4, 5, 66-79 RVerf
1. Staatliche Integrität und Unverletzlichkeit des Territoriums:
-Einheitlicher Wirtschaftsraum;
-Vorrang der RVerf und BG;
-Austritt der Subjekte RF nur unter der Zustimmung RF.
2. Einheit der Staatsgewalt.
3. Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und SRF (vertikale Gewaltenteilung). BG v. 6.10.1999 № 184-FZ (in der Fassung 28.06.2014) «Über Grundprinzipien der Organisation der gesetzgebenden (repräsentativen) und vollziehenden Organen der Staatsgewalt Subjekten der Russländischen Föderation»
4. Gleichberechtigung der SRF zu Bund.


Gesetzgebende Gewalt
Föderationsversammlung (Parlament)

Staatsduma
Rechtliche Regelung
· Kap. 5 Verfassung RF
· Bundesgesetz v. 18.05.2005 №51-FZ „Über die Abgeordnetenwahl…“ (gilt für die heutige Staatsduma)
Ab 2016 – Bundesgesetz v. 22.02.2014 №20-FZ „Über die Abgeordnetenwahl…“;
· Bundesgesetz v. 08.05.1994 № 3-FZ „Über den Status der Bundesratsmitglieder und der Abgeordneten der Staatsduma…“
· Bundesgesetz v. 12.06.2002 № 67-FZ «Über die Grundgarantien der Bürgerwahlrechte in der Russischen Föderation»;
· Verordnung der Staatsduma v. 22.01.1998
Wahlgrundsätze
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Abgeordnetenwahl
450 Abgeordnete 
Wahlperiode – 5 Jahre (Art. 96 Verfassung RF)
· wird vom Präsident  angesetzt 
· Heutzutage – System der Verhältniswahl
Ab 2016 – „Mischsystem“ zwischen Mehrheits- und Verhältniswahl 
(225 Abgeordnete - Verhältniswahl mit Listenstimme;
225 Abgeordnete - Mehrheitswahl)
Anforderungen an die Abgeordnetenkandidaten:
· Staatsangehörigkeit RF
· Mindestalter - 21 Jahre
Funktionen der Staatsduma
· Gesetzgebungsfunktion (Art. 105 Verfassung RF)
· Kontrollfunktion (Art. 103 Verfassung RF)
· Vertretungsfunktion (Art. 94 Verfassung RF)
Institutionen der Staatsduma
· Vorsitzender (Art. 8 ff Verordnung der Staatsduma)
· Rat der Staatsduma (Art. 13 ff Verordnung der Staatsduma)
· Fraktionen  =  Vereinigungen von Abgeordneten einer Partei (Art. 16 ff Verordnung der Staatsduma)
· Interfraktionelle Abgeordnetengruppen   
(Abgeordnete verschiedener Fraktion schließen sich zusammen)
· Ausschüsse (Art. 19 ff Verordnung der Staatsduma)
dazu gehören Komitees und Kommissionen
z.B. Komitee für Verteidigung, Wissenschaft, Ausbildung; 
       Kommission für Abgeordnetenethik, Kontrolle der Information über
       Abgeordneteneinkommen

Bundesrat
Rechtliche Regelung
· Kap. 5 Verfassung RF
· Bundesgesetz v. 3.12.2012 № 229-FZ „Über das Aufstellungsverfahren des Bundesrates“
· Bundesgesetz v. 08.05.1994 № 3-FZ „Über den Status der Bundesratsmitglieder und der Abgeordneten der Staatsduma…“
· Verordnung des Bundesrates v. 30.01.2002
Bedeutung und Funktion
· Bedeutung
„Interessenvertretung“ der Subjekte
· Funktion
Durch den Bundesrat wirken die Subjekte bei der Gesetzgebung mit.
- Gesetzesinitiativrecht
- Bundes- und Bundesverfassungsgesetze
- Einspruchs- und Zustimmungsgesetze (Art 106 Verfassung RF)
Zuständigkeit - Art. 102 Verfassung RF
Zusammensetzung
· Zwei Vertreter von jedem Subjekt der Russischen Föderation: 
je einer von dem Vertretungs- und von dem Vollzugsorgan der Staatsgewalt
· Die vom Bundespräsident ernannte Vertreter der Russischen Föderation (nicht mehr als 10% der Zahl von Bundesratsmitglieder) (Art. 95 Verfassung RF – Änderung von 2014)
Anforderungen an die Kandidaten:
· Staatsangehörigkeit RF
· Mindestalter - 30 Jahre
· Makelloser Ruf
· Ständiger Aufenthalt auf dem Gebiet des entsprechenden Subjektes der Russischen Föderation:
- 5 Jahre unmittelbar vor der Wahl
oder
- 20 Jahre bisher insgesamt

Vollziehende Gewalt Regierung der Russischen Föderation
Rechtliche Regelung
· Kap. 6 Verfassung RF
· Bundesverfassungsgesetz v. 17.12.1997 № 2-FKZ „Über die Regierung RF“
· Verordnung der Regierung RF v. 1.06.2004 
Zusammensetzung
· Vorsitzender (vom Präsident mit der Zustimmung der Staatsduma ernannt und entlassen)
· Stellvertretende Vorsitzende
· Bundesminister
· Stellvertretende Vorsitzende und Bundesminister werden vom Präsident auf Vorschlag vom Regierungsvorsitzenden ernannt und entlassen
Amtszeit
· Ist gleich der Amtsperiode des Präsidenten; 
bei einer Neuwahl des Präsidenten RF legt die Regierung ihre Ämter nieder; 
· Die Regierung RF kann ihren Rücktritt einreichen, der vom Präsidenten RF angenommen oder abgelehnt werden kann.
Der Präsident kann selbst entscheiden über die Frage des Rücktritts der Regierung;
· Die Staatsduma kann der Regierung RF das Misstrauen aussprechen. 
Folge: der Präsident
- erklärt die Entlassung der Regierung RF oder
- verweigert der Entscheidung der Staatsduma die Zustimmung (spricht die Staatsduma binnen drei Monaten erneut das Misstrauen aus, so erklärt der Präsident RF entweder die Entlassung der Regierung oder die Auflösung der Staatsduma).
· Der Vorsitzende der Regierung RF kann vor der Staatsduma die Vertrauensfrage gegenüber der Regierung RF stellen. 
Verweigert die Staatsduma das Vertrauen  Entlassung der Regierung RF oder Auflösung der Staatsduma und Anordnung von Neuwahlen.
Aufgaben der Regierung (Art. 114 Verfassung RF)
· arbeitet den Bundeshaushalt aus, legt ihn der Staatsduma vor und gewährleistet seinen Vollzug; 
· gewährleistet die Durchführung einer einheitlichen Finanz-, Kredit- und Geldpolitik;
· gewährleistet die Durchführung einer einheitlichen staatlichen Politik auf dem Gebiet der Kultur, Wissenschaft und Bildung, des Gesundheitsschutzes, der sozialen Sicherung und des Umweltschutzes;
· verwaltet das Bundeseigentum;
· trifft Maßnahmen, um die Landesverteidigung und die Staatssicherheit zu gewährleisten und die Außenpolitik der RF zu verwirklichen;
· trifft Maßnahmen, um die Rechtsordnung, die Rechte und Freiheiten der Bürger zu gewährleisten, das Eigentum zu schützen, die öffentliche Ordnung zu wahren und die Kriminalität zu bekämpfen;
· weitere Befugnisse.

Rechtsprechende Gewalt
Rechtliche Regelung
· Kap. 7 Verfassung RF
· Bundesverfassungsgesetz v. 31.12.1996 №1-FKZ „Über das Gerichtssystem der Russischen Föderation“
· Gesetz RF v. 26.06.1992 №3132-1 „Über den Richterstatus“
Rechtsprechung
· Wird im Wege des Verfassungs-, Zivil-, Verwaltungs- und Strafgerichtsverfahrens ausgeübt;
· Wird nur durch das Gericht ausgeübt.
Befähigung zum Richteramt
· Staatsangehörigkeit RF
· Mindestalter - 25 Jahre
· Juristische Hochschulausbildung
· Juristische Berufspraxis von mindestens fünf Jahren
Die Richter werden vom Bundesrat auf Vorschlag des Präsidenten RF ernannt.
Status der Richter
· Richterliche Unabhängigkeit
· Unabsetzbarkeit
· Richterliche Immunität
Grundlagen der Rechtsprechung
· Öffentliche Verhandlungen
(Verhandlungen unter Ausschluss der Öffentlichkeit sind in den durch ein Bundesgesetz vorgesehenen Fällen zulässig);
· Das kontradiktorische Prinzip und die Gleichberechtigung der Parteien;
· Mitwirkung von Geschworenen - in den durch ein Bundesgesetz vorgesehenen Fällen; 
· Unzulässigkeit einer gerichtlichen Verhandlung von Strafsachen in Abwesenheit des Angeklagten (außer in den durch ein Bundesgesetz vorgesehenen Fällen);
· Finanzierung der Gerichte ausschließlich aus dem Bundeshaushalt 

Bundesverfassungsgericht
Rechtliche Regelung
· Kap. 7 Verfassung RF
· Bundesverfassungsgesetz v. 21.07.1994 № 1-FKZ „Über das Bundesverfassungsgericht der Russischen Föderation“ 
Zusammensetzung
· 19 Richter
· Befähigung zum Richteramt des Bundesverfassungsgerichtes:
- russische Staatsangehörigkeit;
- Mindestalter - 40 Jahre;
- makelloser Ruf;
- juristische Hochschulausbildung;
- juristische Berufspraxis von mindestens  15 Jahren;
- überdurchschnittliche Qualifikation im Rechtsgebiet. 
· Das Bundesverfassungsgericht ist berechtigt, die Rechtsprechung auszuüben, wenn mindestens ¾ der Gesamtzahl der Bundesverfassungsrichter anwesend sind.
· Die Ausübung der Befugnisse ist unbefristet.
· Obere Altersgrenze – 70 Jahre
Hauptaufgaben
· Schutz der Verfassungsordnung, der Rechte und Freiheiten der Menschen und Bürger
· Gewährleistung der Verfassungshoheit und der unmittelbaren Wirkungskraft der Verfassung RF auf dem gesamten Gebiet Russlands
Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts (Art. 125 Verfassung RF)
1) Abstrakte Normenkontrolle;
2) Organstreitverfahren;
3) Konkrete Normenkontrolle;
4) Auslegung der Verfassung;
5) Erstattet ein Gutachten darüber, ob bei der Erhebung einer Anklage gegen den Präsidenten RF wegen Staatsverrats oder wegen der Begehung einer anderen schweren Straftat das dafür festgelegte Verfahren eingehalten worden ist;
6) Gesetzesinitiativrecht usw.
Bundesverfassungsgericht entscheidet nur über die „Rechtsragen“. 

Oberstes Gericht
Rechtliche Regelung
· Kap. 7 Verfassung RF
· Bundesverfassungsgesetz v. 5.02.2014 № 3-FKZ „Über Oberstes Gericht“
Zusammensetzung (Art. 3 Bundesverfassungsgesetz „Über Oberstes Gericht“)
· 170 Richter
Institutionen:
- Vorsitzender des Obersten Gerichts und seine Stellvertreter;
- Plenum des Obersten Gerichts;
- Präsidium des Obersten Gerichts;
- Berufungskollegium;
- Gerichtskollegien für Straf-, Verwaltungs-, Zivilsachen und wirtschaftlichen Streitigkeiten, Militärstrafsachen, Disziplinarsachen
Zuständigkeit des Obersten Gerichts
· das höchste Gerichtsorgan für Zivil-, Straf-, Verwaltungs- und andere Sachen, für die die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit zuständig sind;
· seit 2014 auch für wirtschaftliche Streitigkeiten.
Zuständigkeit des Obersten Gerichts (Art. 2 Bundesverfassungsgesetz „Über Oberstes Gericht“)
· Gerichtliche Aufsicht über die nachgeordneten Gerichte;
· Gibt Erläuterungen zu Fragen der Rechtsprechung;
· In den im Gesetz vorgesehenen Fällen gilt als erste Instanz
(z.B. Anfechtung der Rechtakte des Präsidenten RF, der Regierung RF, der Bundesvollzugsorgane, der Staatsanwaltschaft;
Aussetzung der Tätigkeit der politischen Parteien, Auflösung der Massenmedien;
wirtschaftliche Streitigkeiten zwischen Staatsorganen des Bundes und der Subjekte usw.);
· Gesetzesinitiativrecht;
· Vorlage beim Bundesverfassungsgericht über die Verfassungsmäßigkeit der Rechtsakte;
· Erstattet ein Gutachten darüber, ob bei der Erhebung einer Anklage gegen den Präsidenten RF wegen Staatsverrats oder wegen der Begehung einer anderen schweren Straftat die Tatbestandsvoraussetzungen eines Verbrechens vorliegen.


Präsident der Russischen Föderation
Rechtliche Regelung
· Kap. 4 Verfassung RF
· Bundesgesetz v. 10.01.2003 № 19-FZ «Über die Präsidentenwahl»
· Bundesgesetz v. 12.06.2002 № 67-FZ «Über die Grundgarantien der Bürgerwahlrechte in der Russischen Föderation»;
Präsidentenwahl Kandidatenaufstellung
1. Durch eine politische Partei
- mindestens 100 000 Wählerunterschriften (nicht mehr als 2500 Unterschriften pro Subjekt RF)
2. Selbstaufstellung
- mindestens 300 000 Wählerunterschriften (nicht mehr als 7500 Unterschriften pro Subjekt RF)
· Wahlperiode – 6 Jahre
· System der Mehrheitswahl (absolute Mehrheit)
Wahlgrundsätze:
- Allgemeinheit
- Unmittelbarkeit
- Freiheit
- Gleichheit
- Geheimnis der Wahl
Anforderungen an die Präsidentenkandidaten:
- Mindestalter - 35 Jahre;
- Staatsangehörigkeit RF;
- ständiger Aufenthalt auf dem Gebiet der Russischen Föderation mehr als 10 Jahre;
- eine und dieselbe Person kann das Präsidentenamt nicht länger als zwei Amtsperioden in
   Folge innehaben.
Vorzeitige Beendigung der Befugnisse
· Tod
· Rücktritt
· Gesundheitliche Gründe
(Die Ausübung der dem Präsident zukommenden Befugnisse ist aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich). 
· Amtsenthebung
Funktionen des Präsidenten
Funktionen:
· Vertretungsfunktion;
· Garant der Verfassung RF sowie der Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers;
· Schutz der Souveränität der Russischen Föderation;
· Gewährleistung des aufeinander abgestimmten Funktionieren und Zusammenwirken der Organe der Staatsgewalt;
· Richtlinienkompetenz.
Befugnisse:
Art. 83 – 89 Verfassung RF
Befugnisse des Präsidenten gegenüber der Regierung
· Ernennt den Vorsitzenden der Regierung (mit Zustimmung der Staatsduma) 
die stellvertretenden Vorsitzenden und Bundesminister (auf Vorschlag des Vorsitzenden);
· Hat das Recht, Sitzungen der Regierung RF zu führen;
· Entscheidet über die Frage des Rücktritts der Regierung (Art. 83, 117 Verfassung RF);
· Hat das Recht,  Verordnungen und Verfügungen der Regierung RF aufzuheben, falls sie der Verfassung RF, Bundesgesetzen oder Ukazen des Präsidenten widersprechen (Art. 115 Verfassung RF) usw.
Befugnisse des Präsidenten gegenüber der Staatsduma und dem Föderationsrat
· Setzt die Staatsdumawahlen an;
· In den in der Verfassung RF vorgesehenen Fällen löst die Staatsduma auf :
- Art. 111 Verfassung RF,
- Art. 117 Verfassung RF;
· Gesetzesinitiativrecht;
· Unterzeichnet und verkündet Bundesgesetze;
· Wendet sich an die Föderationsversammlung mit alljährlichen Botschaften über die Lage im Lande und über die Grundrichtungen der Innen- und Außenpolitik des Staates.
Befugnisse des Präsidenten gegenüber der anderen Staatsorgane
· Präsentiert der Staatsduma die Kandidatur für das Amt des Vorsitzenden der Zentralbank  RF;
· Legt der Staatsduma die Frage über die Entlassung des Vorsitzenden der Zentralbank RF vor;
· Legt dem Föderationsrat die Kandidaturen für die Ernennung als Richter des Verfassungsgerichts RF, des Obersten Gerichts RF sowie die Kandidatur für das Amt des Generalstaatsanwalts  RF vor, bringt den Vorschlag für die Entlassung des Generalstaatsanwalts RF in den Bundesrat ein; ernennt die Richter der anderen Bundesgerichte;
· Ernennt fünf Mitglieder der Zentralwahlkommission;
· Bildet und leitet den Sicherheitsrat RF;
· Bildet die Verwaltung des Präsidenten;
· Ernennt und entlässt die bevollmächtigten Vertreter des Präsidenten RF;
· Ernennt und entlässt das Oberkommando der Streitkräfte RF;
· nach der Beratung der entsprechenden Komitees oder Kommissionen der Kammern der Föderationsversammlung ernennt die diplomatischen Vertreter der Russischen Föderation in anderen Staaten und bei internationalen Organisationen und beruft sie ab.

Staatsanwaltschaft der Russischen Föderation
Rechtliche Regelung
· Art. 129 Verfassung RF
· Bundesgesetz v. 17.02.1992 № 2202-1 „Über die Staatsanwaltschaft der Russischen Föderation“
Die Staatsanwaltschaft
· stellt ein einheitliches zentralisiertes System dar, in dem die untergeordneten Staatsanwälte den übergeordneten Staatsanwälten und dem Generalstaatsanwalt unterstellt sind.
Der Generalstaatsanwalt RF wird vom Bundesrat auf Vorschlag des Präsidenten RF in sein Amt eingesetzt und aus seinem Amt entlassen.
Der Generalstaatsanwalt RF ernennt die Staatsanwälte der Subjekte und die anderen Staatsanwälte.
Funktionen und Befugnisse
· Aufsicht über die Gesetzesdurchführung;
· Aufsicht über die Einhaltung der Grundrechte;
· Strafrechtliche Verfolgung;
· Koordination der Tätigkeit von Strafverfolgungsbehörden;
· Erhebung der Ordnungswidrigkeitsverfahrens;
· Teilnahme an den gerichtlichen Verhandlungen.

Bundesrechnungshof
Rechtliche Regelung
· Bundesgesetz v. 5.04.2013 № 41-FZ „Über den Rechnungshof der Russischen Föderation“
· Verordnung des Rechnungshofs v. 7.06.2013
Zusammensetzung
Legislaturperiode – 6 Jahre
· Vorsitzender
wird von der Staatsduma auf dem Vorschlag des Präsidenten ernannt.
· Stellvertretender Vorsitzende
wird vom Bundesrat auf dem Vorschlag des Präsidenten ernannt.
· 12 Auditor
(je 6 Auditor werden von der Staatsduma und vom Bundesrat auf dem Vorschlag des Präsidenten ernannt) 
Funktionen
· Bundeshaushaltskontrolle;
· Wirtschaftsprüfung des Bundeshaushaltes;
· Gutachten der Gesetzentwürfe


Verfassungsmäßigkeit eines Bundesgesetzes

A) Formelle Verfassungsmäßigkeit eines Bundesgesetzes.

I. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
1. Grundsatz: Ein Gesetz muss im Rahmen von Gesetzgebungskompetenz des Bundes verabschiedet sein.
a) Ausschließliche Gesetzgebungskompetenz (Art. 71 VRF) 
b) Gemeinsame Gesetzgebungskompetenz von Bund und Subjekten (Art. 72VRF)
 Falls nicht: Landeskompetenz (Art 73 VRF)

II. Gesetzgebungsverfahren gem. Art. 104-108 VRF 

1. Einleitungsverfahren (Art. 104 I VRF) 
a) Initiativrecht 
	Präsident der Rußländischen Föderation, 
	Bundesrat, 
	Mitglieder des Bundesrates,
	Abgeordneten der Staatsduma, 
	die Regierung der Rußländischen Föderation 
	gesetzgebenden (Vertretungs-) Organen der Subjekte der Rußländischen Föderation
	Oberste Gerichte nach Art 104 I 2 in Fragen ihrer Zuständigkeit
b) Gutachten der Regierung für die Gesetzentwürfe, die Ausgaben zu Lasten des Bundeshaushaltes vorsehen (Art 104 III VRF)

2. Hauptverfahren 
a) Gesetzesbeschluss der Staatsduma (Art 105 VRF)
aa) ordnungsgemäße Beratung Kapiteln 12, 13 GOSD) 
(1) Drei Beratungen (Art 116 GOSD)
(2) Für die Bundesgesetze im Rahmen der Gemeinsame Gesetzgebungskompetenz – die Äußerungen von Subjekten
bb) wirksamer Gesetzesbeschluss (Art. 77 I 1 GG) 
(1) Beschlussfähigkeit (Art 44 GOSD) 
•	mehr als die Hälfte seiner Mitglieder
Mehrheit der Mitglieder ist die Mehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl
•	derzeit also gesetzliche Mitgliederzahl von 450 Abgeordneten
•	„Pflichtanwesenheit“: mehr als die Hälfte = 226
(2) Erforderliche Stimmehrheit der Gesamtabgeordnetenzahl (mindesten 226 Stimmen) (Art. 105 II VRF) 
Für Bundesverfassungsgesetze mindestens zwei Drittel der Stimmen der Gesamtabgeordnetenzahl der Staatsduma
b) ordnungsgemäße Beteiligung des Bundesrates 
aa) Einspruchsgesetz 
(1) Zustimmung (mehr als die Hälfte der Gesamtzahl der Mitglieder) → Gesetz zustande gekommen (Art. 105 IV 1 Var. 1 VRF) 
(1) binnen vierzehn Tagen vom Bundesrat nicht verhandelt worden → Gesetz zustande gekommen (Art. 105 IV 1 Var. 2 VRF) 
(1) Ablehnung (Art. 105 IV 2 VRF) 
(2) Einberufung des Vermittlungsausschusses durch den Bundesrat oder der Verantwortlichen Komitee der Staatsduma (Art. 77 II GG) 
(3) bei Änderungen erneute Beratung und Beschlussfassung der Staatsduma 
(4) erneute Beratung und Beschlussfassung im Bundesrat 
(5) keine Einspruchseinlegung → Gesetz zustande gekommen 
(5) oder Einspruchseinlegung durch den Bundesrat 
(6) Zurückweisung des Einspruches durch die Staatsduma (Art. 105 V GG) → Gesetz zustande gekommen 
(6) oder keine Zurückweisung des Einspruchs → Gesetz gescheitert 
bb) Zustimmungsgesetz (  bzw Bundesverfassungsgesetze) (Art 106 VRF, 108 VRF)
(1) Zustimmung (Art 105 IV 1 Var1 VRF) → Gesetz zustande gekommen 
Für 
(1) oder Zustimmungsverweigerung 
Für Bundesverfassungsgesetze  - Mehrheit von mindestens drei Viertel der Stimmen der Gesamtmitgliederzahl des Bundesrates 
(2) Bei Zustimmungsverweigerung Einberufung des Vermittlungsausschusses durch Bundesrat oder der Verantwortlichen Komitee der Staatsduma  möglich 
(3) Bei Änderungen erneute Beschlussfassung in der Staatsduma
(4) Beschlussfassung im Bundesrat 
(5) Zustimmung → Gesetz zustande gekommen 
(5) oder Zustimmung für Bundesverfassungsgesetze verweigert → Gesetz gescheitert 
(5) oder Einspruchseinlegung durch den Bundesrat 
(6) Zurückweisung des Einspruches durch die Staatsduma (Art. 105 V GG) → Gesetz zustande gekommen 

3. Abschlussverfahren 
a)  Ausfertigung durch Präsidenten (Art. 107 I, II VRF) 
b) Verkündung in Rossiskai Gaseta, Gesetzes Sammlung, Parlamentarische Zeitung, offizielle Internet-portal der rechtlichen Information www.pravo.gov.ru (Art. 107 II VRF)

B) Materielle Verfassungsmäßigkeit eines Bundesgesetzes.

I Einhaltung der Grundlagen der Verfassungsordnung (Kapitel 1 VRF)

II Einhaltung der Grundrechte (Kapitel 2 VRF)


Grundrechte

Begriff der Menschenrechte und Grundfreiheiten
· Grundrechte begrenzen die Ausübung staatlicher Gewalt, der Staat darf nicht „willkürlich“ handeln
· Grundrechte als Abwehrrechte des Einzelnen gegenüber dem Staat
· Das Ausmaß der mögliche Verhalten der Menschen
· Freiheit des Einzelnen gegenüber dem Staat
Grundprinzipien von der Geltung der Grundrechte.
· Art 17 VRF Die Grundrechte und -freiheiten des Menschen sind  unveräußerlich und stehen jedem von Geburt an zu.
· Art 19 VRF Alle sind vor dem Gesetz und vor Gericht gleich.
· Art 18 VRF Die Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers gelten unmittelbar 
· Art 55 Die Aufzählung der Grundrechte und Grundfreiheiten in der Verfassung der Rußländischen Föderation darf nicht als Verneinung oder Schmälerung anderer allgemein anerkannter Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers ausgelegt werden.
Arten der Grundrechte&
1. Politische
2. Wirtschaftliche, soziale, kulturelle
3. Persönliche
Liste der persönlichen Grundrechte
1. Recht auf Leben, Art. 20 RVerf
2. Menschenwürde. Folterverbot. Art. 21 RVerf
3. Persönliche Freiheit, Art. 22 RVerf
4. Schutz der Privatsphäre, Postgeheimnis, Art. 23 RVerf
5. Datenschutz, Art. 24 RVerf
6. Unverletzlichkeit der Wohnung, Art. 25 Rverf
7. Freizügigkeit, Art. 27 Rverf
8. Recht auf Bestimmung und Angabe der nationalen Zugehörigkeit, Art. 26 RVerf
9. Recht auf Benutzung der Muttersprache Art. 26 RVerf
10. Religions- und Gewissensfreiheit Art. 28 RVerf
11. Meinungsfreiheit, ст. 29. RVerf

Schutzbereich, Menschenwürde. Folterverbot. Art. 21 RVerf
Oberste Wert in der freiheitlichen Demokratie
1. Schwierigkeiten bei der Bestimmung des Schutzbereiches der Menschenwürde - unter welchen Umständen die Menschenwürde verletzt ist, lässt sich „nicht generell sagen, sondern immer in Ansehung des konkreten Falles“ (E30, 1/25).
2. Erste Auffassung- „Mitgifttheorie“ - Menschenwürde ist dem Menschen vom Gott oder der Natur mitgegebener Wert (Naturrechtslehre)
Zweite Auffassung – „Leistungstheorie“ - das Entscheidende der Menschenwürde ist die Leistung der Identitätsbildung. Der Mensch hat seine Würde auf Grund seines eigenen selbstbestimmten Verhaltens.
Im Einzelfall weniger auf positive Bestimmungen der Menschenwürde als vielmehr auf negative Umschreibungen abgestellt und gefragt wird, welche Akte der öffentlichen Gewalt als Verletzung der Menschenwürde gekennzeichnet werden können.
Typische Eingriffe, Menschenwürde. Folterverbot. Art. 21 RVerf
1. massive Verletzungen der Gleichheit des Menschen (Sklaverei, Leibeigenschaft , Menschenhandel…)
Jeder verbrecherischen Angriff auf die Person ist eine massive Verletzung der Menschenwürde, da der Mensch zu einem Objekt der Willkür und Gewalt wird. Der Staat ist verpflichtet die Wiederherstellung der Rechte und Würde des Opfers zu garantieren (Beschluss v. 15.01. 1999 № 1-P, v. 24.04.2003 № 7-П).
2. massive Verletzungen der körperlichen und seelischen Identität und Integrität, Abs. 2 Art 21 (Folter, heimliche oder gewaltsame medizinische Manipulationen zu Forschungs- oder Züchtungszwecke…)
3. massive Vernachlässigungen der sozial- und rechtsstaatlichen Verantwortung gegenüber dem Einzelnen (Entzug des Existenzminimums… )
Art. 446 Zivilprozessordnung , die einzige Wohnung , als Vermögen aus dem Vollstreckungsverfahren ausgeschlossen ist. S.g. Vermögensimmunität. Dieses Rechtsnorm garantiert die Menschenwürde und die sozial-wirtschaftliche Rechte der Bürger Beschluss v. 14.05.2012 № 11-P)

Liste der politischen Grundrechte
1.Meinungsfreiheit, Abs. 1-3 Art. 29 RVerf
2.Recht auf die Information Abs. 4, 5 Art. 29 RVerf
3.Vereinigungsfreiheit, Art. 30 RVerf
4.Versammlungsfreiheit, Art. 31 RVerf
5.Partizipationsrechte, Wahlrecht, Art. 32 RVerf
6.Petitionsrecht , Art. 33 RVerf

Petitionsrecht, Art. 33
Allgemeine Regelung: BG v. 21.04.2006 № 59-FZ Über die Petitionen
SRF dürfen zusätzliche Garantien des Petitionsrechts festlegen. (ч. 2 ст. 3 ФЗ).
Spezielle Regelung: BG v. 27.07.2010 № 210-ФЗ Über die Organisation der Erbringung der staatlichen und kommunalen Dienstleistungen
Bedeutung des Petitionsrechts
1.Ein formloses Rechtsbehelf
2.Informationsquelle für die Staatsorganen (rückläufige Beziehung)

Liste der wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen Grundrechte
1.Freiheit wirtschaftlichen Betätigung, Art. 34
2.Recht des Privateigentums, Art. 35, 36
3.Berufsfreiheit, Art. 37
4.Recht auf Erholung, Abs. 5 Art. 37
5.Schutz von Ehe und Familie, Art. 38
6.Soziale Sicherung, Art. 39
7.Recht auf Wohnung, Art. 40
8.Recht au Gesundheitsschutz, Art 41
9.Recht auf Umweltschutz, Art. 42
10.Recht auf Bildung, Art 43
11.Kunst- und Wissenschaftsfreiheit, Art 44

Grundpflichten (Art 57-59 VRF)
· Das Ausmaß der notwendige Verhalten der Menschen
· Natürliche Pflichten.
· Die Wahrnehmung der Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers darf die Rechte und Freiheiten anderer nicht verletzen. 
Arten
· Steuer- und Abgabenpflicht (Art 57)
· Pflicht zur Schonung der Umwelt (Art 58)
· Wehrpflicht und Ersatzdienst (Art 59)

Grundrechtsschranken
Die Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers können durch Bundesgesetz nur in dem Maße eingeschränkt werden, wie dies zum Schutz der Grundlagen der Verfassungsordnung, der Moral, der Gesundheit, der Rechte und gesetzlichen Interessen anderer sowie zur Gewährleistung der Landesverteidigung und Staatssicherheit notwendig ist.

Schutz der Grundrechte
1. Rechtsschutzgarantie, Art. 45, 46
2. Recht auf den gesetzlichen Richter, Art. 47
3. Recht auf Rechtsbeistand, Art.48
4. Unschuldsvermutung, in dubio pro reo, Art. 49
5. Ne bis in dem, Art. 50
6. Zeugnisverweigerungsrecht, Art 51
7. Opferschutz, Art. 52
8. Staatshaftung, Art. 53
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